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Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
urteilte, dass die ungarischen  

„Kinderschutz“-Gesetze, die etwa 
Personen mit LGBTIQ*-Identität mit 
pädophilen Kriminellen gleichsetzen, 
europäische Grundwerte verletzen. 
Warum ist das Urteil so wichtig?

Das Urteil ist aus drei Gründen epochal. 
Erstens entwickelt der Gerichtshof ein neues 
Instrument, um schwere Verstöße gegen  
europäische Werte aus Artikel 2 des EU- 
Vertrages zu identifizieren und zu ahnden. 
Lange wurde gezweifelt, ob diese „Werte“ 
rechtliche Pflichten enthalten. Jetzt ist klar: 
Die Verletzung dieser Grundwerte ist ge-
richtlich einklagbar. Zweitens aktiviert er 
das gesamte Spektrum der europäischen 
Werte. Hier geht es nicht allein um Rechts-
staatlichkeit, sondern um Menschenwürde, 
Gleichheit und Menschenrechte. Alle in Ar-
tikel 2 des EU-Vertrages genannten Werte 
sind gerichtlich einklagbar. Drittens deutet 
der Gerichtshof an, wem die europäische 
Rechtsordnung zugeordnet sein soll. Ist das 
EU-Recht die Rechtsordnung von 27 Mit-
gliedstaaten, 27 Völkern oder gar von einem 
europäischen Volk? Der Gerichtshof sprengt 
diese tradierten Muster und sieht darin eine 

„gemeinsame Rechtsordnung einer durch 
Pluralismus gekennzeichneten Gesellschaft“. 
Wir sind kein „Volk“, aber wir bilden eine  
europäische „Gesellschaft“.

Das Gericht zeigt Tabus auf. Wie  
verträgt sich das mit der Achtung mit-
gliedstaatlicher Autonomie?

Der Gerichtshof schafft hier einen schwieri-
gen Balanceakt. Er erweitert einerseits die 

Kontrollmöglichkeiten der EU, sodass auch 
Bereiche wie mitgliedstaatliche Staatsorga-
nisation oder das Polizei-, Versammlungs- 
und Wahlrecht an den gemeinsamen Wer-
ten gemessen werden können – auch ohne 
EU-Rechtsbezug. Mitgliedstaaten können 
sich insoweit nicht auf ihre nationale Identi-
tät berufen. Andererseits wird die Reich-
weite eingeschränkt: Nur „offenkundige 
und besonders schwerwiegende Verletzun-
gen“ der Werte sind einklagbar. Der EuGH 
definiert bewusst nicht, was Menschen-
würde oder Gleichheit konkret bedeutet 
oder was eine „gute Gesellschaft“ ausmacht 

– es geht nur um rote Linien, nicht um 
Detailvorgaben.

Wie wirkt sich das Urteil auf andere 
Mitgliedstaaten aus?

Das Urteil hat eine enorme Legitimation:  
16  Mitgliedstaaten haben die Klage der 
Kommission unterstützt – darunter auch 
die deutsche Bundesregierung. Zudem hat 
der Gerichtshof im Plenum entschieden, 
also in seiner größtmöglichen Zusammen-
setzung. Eine Ausdehnung europäischer 
Kontrollmöglichkeiten genießt damit breite 
Unterstützung – im Gerichtshof und unter 
den Mitgliedstaaten. Die europäische Ge-
sellschaft verfügt nun über ein neues Ins
trument, mit dem sie erkennen kann, wo ein 
Mitgliedstaat an der gemeinsamen Grund-
lage rüttelt – etwa durch die gezielte Stigma-
tisierung eines Teils der Gesellschaft. 

Was bedeutet das für Ungarn?

Der Gerichtshof hat im Falle Ungarns of-
fenkundige und schwerwiegende Verstöße 

gegen mehrere EU-Werte festgestellt: Men-
schenwürde, Gleichheit und Menschen-
rechte. Vor diesem Hintergrund sind tief-
greifende Veränderungen notwendig. Mit 
einer bloßen Aufhebung der betreffenden 
Gesetze wird es nicht getan sein. 

Welche Folgen hat es, wenn Regio-
nen oder Bundesländer gegen euro-
päische Grundwerte verstoßen?

Das EU-Recht und seine Werte sind von al-
len staatlichen Stellen einzuhalten. Das gilt 
für Regionen wie für die deutschen Länder. 
Verletzt ein Bundesland bewusst die gemein-
samen Werte, könnte Deutschland ein Ver-
tragsverletzungsverfahren drohen. Aller-
dings sind die deutschen Länder in eine 
funktionierende bundesstaatliche Verfas-
sung eingebettet, die einen Grundrechts
katalog enthält und – über Art. 28 des 
Grundgesetzes – zentrale Strukturprinzi-
pien für die Länder vorgibt. Weichen Län-
der von den „Grundsätzen des republikani-
schen, demokratischen und sozialen Rechts-
staates im Sinne dieses Grundgesetzes“ ab, 
kann das Bundesverfassungsgericht, etwa 
auf Antrag der Bundesregierung, dieses 
überprüfen.
� Interview: Michaela Hutterer
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